
Herr Abgeordneter, gestatten Sie noch eine Anfrage von 
Herrn Minister Ebeling?

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ebeling (DSU):

Herr Abgeordneter, Sie haben die Entwicklungspolitik ja ein 
wenig angesprochen. Ich darf Ihnen eine Frage stellen, oder ge­
statten Sie zwei Fragen: Ist Ihnen bekannt, daß die wirtschaftli­
che Situation, in die unser Land geraten ist, durch die verfehlte 
Politik der SED zustande kam?

(Unruhe bei der PDS)

Ich stelle polemische Fragen, wie Sie hier polemisch reagiert ha­
ben.

(Poppe, Bündnis 90/Grüne: Was haben Sie denn 
während der Zeit gemacht?

Darf ich eine zweite Frage stellen?

T s c h i c h e (Bündnis 90/Grüne):

Ich möchte gern antworten. Ich gebe zu: Die Art und Weise, 
wie bei uns die Wirtschaft verwaltet worden ist, das ist im we­
sentlichen zu verantworten durch politische Grundsatzentschei­
dungen, die Zusammenhängen mit der Idee vom demokrati­
schen Zentralismus - das ist klar, das ist unbestritten. Nur muß 
man zugleich sagen, daß wir alle miteinander in Anpassungsri­
tualen dies mit vollzogen haben. Lesen Sie nur mal nach, was ge­
schrieben worden ist! Vom „verbesserlichen Sozialismus“ hat die 
Kirche geschrieben.

(Zuruf von der CDU/DA: Wir nicht! - 
Heiterkeit und Unmutsäußerungen bei der PDS)

Nun gut, vielleicht gibt es Ausnahmen. Ich will nicht von mir re­
den.

Die nächste Frage bitte!

Ebeling (DSU):

Ich möchte im Namen der 16 Millionen Bürger der DDR das 
zurückweisen,

(Heiterkeit und lautstarker Widerspruch bei der PDS 
und beim Bündnis 90/Grüne)

daß Sie ein ganzes Volk zu Mittätern stempeln. Dagegen prote­
stiere ich.

(Beifall, vor allem bei der CDU/DA und bei der DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Bitte, Herr Minister, Sie wollten noch eine Frage stellen.

Ebeling (DSU):

Ist Ihnen bekannt, daß vom Bündnis 90 bis heute in meinem 
Ministerium keine Vorschläge für eine positive Entwicklungs­
politik Ihrer Seite eingegangen sind?

(Beifall)

Tschiche (Bündnis90/Grüne):

Ich glaube, auf die Frage brauche ich nicht zu antworten. 

(Schwacher Beifall)

Ich will nur noch einmal eins sagen, damit das klar ist, und dann 
höre ich auf: Ich denke, wir sind alle Täter und Opfer gewesen. 
So ist es, und so wird aus der Sache ein Schuh. Aber ich kann es 
nicht mehr ertragen, wenn in diesem Hause so getan wird, als 
wenn auf der einen Seite die Täter sitzen und auf der anderen 
Seite die Opfer.

(Beifall)

Märtyrer hat es in diesem Lande kaum gegeben, und es ist nie 
Blut geflossen, und deswegen ist es nach meiner Ansicht uner­
hört - in diesem Lande, nicht in der Sowjetunion, aber in diesem 
Lande -, etwa den Herrn Freisler mit der Frau Benjamin gleich­
zustellen. Da ist eben doch noch ein Unterschied. - Schönen 
Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter - tut mir leid, er gestattet keine Anfragen 
mehr.

Ich bitte jetzt von der Fraktion Die Liberalen den Abgeordne­
ten von Ryssel, das Wort zu nehmen.

Von Ryssel (Die Liberalen):

Werte Abgeordnete! Am Anfang meiner Ausführungen möch­
te ich die Gelegenheit nutzen, all denen zu danken, die den 
Staatsvertrag einschließlich der Anlagen und die dazu notwendi­
gen Gesetzesveränderungen und Gesetzesvorlagen in hoher 
Qualität erarbeitet haben.

(Beifall bei CDU/DA, Liberalen und DSU)

Mit der Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial­
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
wird ein wesentlicher Schritt auf dem Weg zur staatlichen Ein­
heit nach Artikel 23 des Grundgesetzes in einer europäischen 
Friedensordnung getan.

Mit dem Staatsvertrag haben wir ein Instrumentarium zur 
Umstellung der plandirigistischen Wirtschaft der DDR auf die 
soziale Marktwirtschaft. Der Staatsvertrag baut auf die schöpfe­
rischen Kräfte der Menschen in der DDR und knüpft damit an 
die Vision Ludwig Erhards aus dem Jahr 1953 an, als er sagte:

„In politischer, wirtschaftlicher und menschlicher Bezie­
hung wird die Wiedervereinigung Deutschlands Kräfte ent 
fesseln, von deren Stärke und Macht sich die Schulweishe..^ 
der Planwirtschaftler nichts träumen läßt.“

Dieser Vertrag macht die soziale Marktwirtschaft zur Grund­
lage für die weitere Entwicklung mit sozialem Ausgleich, sozia­
ler Absicherung und Verantwortung gegenüber der Umwelt in 
der DDR. Die Menschen in der DDR werden teilhaben können an 
den Chancen einer freiheitlichen Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung, wie sie sich in der Bundesrepublik durch Lei­
stungskraft bei gleichzeitigem sozialem Ausgleich erfolgreich 
bestätigt hat. Und wir wissen alle: Etwas langsamer wäre viel­
leicht schöner gewesen, aber ich muß hier einige Vorredner dar­
auf hinweisen: Die dramatischen Entwicklungen in der DDR 
machen einen Prozeß der allmählichen Annäherung unmöglich.

Wir begrüßen deshalb auch das Angebot der Bundesregierung, 
zum 1. Juli in der DDR die D-Mark als Währungseinheit und gesetz­
liches Zahlungsmittel einzuführen. Das erfordert natürlich, daß in 
der DDR zeitgleich die Voraussetzungen für die Einführung der so­
zialen Marktwirtschaft geschaffen werden. Deshalb ist es auch not­
wendig, daß eine Anzahl von Gesetzen der Bundesrepublik in der 
DDR in Kraft gesetzt wird. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht die 
Einführung bestimmter Anpassungen vor.

Vor den Abgeordneten dieses Hohen Hauses steht nun die 
Aufgabe, diese Gesetze auf ihre Anwendbarkeit und ihre Aus-
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